x Freie
¢ Hansestadt
Bremen

Wahlordnung fur die Wahl zu den
Delegiertenversammlungen der Arzte- und
Zahnarztekammer Bremen

Inkrafttreten: 23.06.1987

Zuletzt geandert durch: 8§ 15 neu gefasst durch Verordnung vom 14.02.2023 (Brem.GBI. S.
207)

Fundstelle: Brem.GBI. 1987, 187

Gliederungsnummer: 2122-b-3

Aufgrund des § 16 a des Gesetzes uber die Berufsvertretung, die Berufsausubung, die

Weiterbildung und die Berufsgerichtsbarkeit der Arzte, Zahnarzte, Tierarzte und Apotheker
(Heilberufsgesetz HeilBerG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. November

1977 (Brem.GBI. S. 369 2122-a-1), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 19. Mai 1987
(Brem.GBI. S. 181), wird verordnet:

.
Allgemeine Bestimmungen

§1
Wabhlperiode, Wahlzeit

(1) Die Mitglieder der Delegiertenversammlung werden auf die Dauer von vier Jahren
gewahlt. Die Wahlperiode der Delegiertenversammlung endet mit dem Zusammentritt
einer neuen Delegiertenversammlung.

(2) Die Wahl findet im Dezember des vierten Jahres der Wahlperiode statt.

(3) Die Delegiertenversammlung tritt spatestens am 45. Tage nach der Wahl zusammen.

§2
Zahl der Delegierten

Die Zahl der Delegierten bestimmt sich nach der Zahl der wahlberechtigten Mitglieder der
Arzte- oder Zahnarztekammer. Je ein Delegierter entfallt auf 90 Mitglieder der
Arztekammer und auf 40 Mitglieder der Zahnarztekammer.
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§3
Wahlbereiche

Die Delegierten werden in Wahlbereichen gewahlt. Die Stadtgemeinde Bremen und die
Stadtgemeinde Bremerhaven bilden je einen Wahlbereich. Die Zahl der in jedem
Wahlbereich zu wahlenden Bewerber bestimmt sich nach § 2 Satz 2 aufgrund der Zahl der
wahlberechtigten Kammerangehorigen im Wahlbereich bei Abschlul? des
Wabhlerverzeichnisses (& 10 Abs. 6) und wird vom Wabhlleiter festgestellt.

84
Wahlsystem

(1) Die Delegierten werden in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den
wahlberechtigten Kammerangehdérigen nach den Grundséatzen der Verhaltniswahl
aufgrund von Wahlvorschlagen fir jeden Wahlbereich gewahlt. Jeder Wahlberechtigte hat
eine Stimme.

(2) Abweichend von Absatz 1 erfolgt die Wahl in einem Wahlbereich, flr den nur ein
gultiger Wahlvorschlag eingegangen ist, unter den Bewerbern dieses Wahlvorschlages
nach den Grundsatzen der relativen Mehrheitswahl. Jeder Wahlberechtigte hat soviele
Stimmen, wie in diesem Wahlbereich Delegierte zu wahlen sind.

§5
Ausiibung des Wahlrechts

(1) Ein Kammerangehdoriger kann nur wahlen, wenn er nicht vom Wahlrecht
ausgeschlossen ist (§ 13 des Heilberufsgesetzes) und wenn er im Wahlerverzeichnis
eingetragen ist. Er kann sein Stimmrecht nur in dem Wahlbereich ausiben, in dessen
Wabhlerverzeichnis er eingetragen ist.

(2) Der Wahlberechtigte kann.sein Wahlrecht nur einmal und nur personlich durch
briefliche Stimmabgabe (Briefwahl) austiben.

§6
Wahlbarkeit

Ein nach § 14 des Heilberufsgesetzes wahlbarer Kammerangehdriger kann nur in dem
Wahlbereich gewahlt werden, in dessen Wahlerverzeichnis er eingetragen ist.

§7
Wahlzeit

Der Vorstand der Kammer bestimmt spatestens bis Ende des 43. Monats nach Beginn der
Wahlperiode der Delegiertenversammlung einen Werktag als Wahltag. Die Wabhlzeit endet
an diesem Tage um 18.00 Uhr.
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§8
Wahlorgane

(1) Zur Durchfihrung der Wahl bestellt der Vorstand der Kammer spatestens am 70. Tage
vor dem Wabhltag einen Wahlausschul3.

(2) Der Wahlausschul3 besteht aus dem Wahlleiter als Vorsitzenden und aus vier
wahlberechtigten Kammerangehorigen als Beisitzer. Mitglied des Wahlausschusses kann
nicht sein, wer Mitglied des Vorstandes der Kammer ist oder sich um einen Sitz in der
Delegiertenversammlung bewirbt. Fir jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu bestellen.

(3) Die Mitglieder sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur
Verschwiegenheit Gber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekanntgewordenen
Tatsachen, insbesondere tber alle dem Wahlgeheimnis unterliegenden Angelegenheiten,
verpflichtet.

(4) Der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der Sitzungen: Er |ladt die Beisitzer zu den
Sitzungen ein.

(5) Der Wahlausschul3 entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Wahlleiters.

(6) Uber jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist vom Vorsitzenden und den
Beisitzern zu unterzeichnen.

8§89
Bekanntgabe der Wahl

Unverziglich nach Bestellung des Wahlausschusses macht der Vorstand der Kammer
offentlich bekannt

1. den Wahltag,

2.  Name und Anschrift des Wahlleiters,

3. Zeitund Ort der Auslegung des Wahlerverzeichnisses,

4. wo und bis zu welchem Zeitpunkt Wahlvorschlage einzureichen sind,

5. inwelcher Weise das Wahlrecht ausgetbt wird (Briefwahl).

Seite 3 von 14



.
Wabhlerverzeichnis

§10
Wabhlerverzeichnis

(1) Die Kammer legt aus dem Verzeichnis der Kammerangehdérigen fur jeden Wahlbereich
ein Wahlerverzeichnis an, in das die wahlberechtigten Kammerangehorigen in
alphabetischer Reihenfolge der Familiennamen und mit Vornamen, Geburtsjahr und
Anschrift eingetragen werden. Das Wahlerverzeichnis muf3 fir Vermerke tber die
Zusendung der Wahlunterlagen, die Stimmabgabe und fir Bemerkungen jeweils eine
Spalte enthalten.

(2) Das Wahlerverzeichnis ist vom 25. bis 18. Tage vor dem‘Wahltag zur Einsicht fur die
Kammerangehorigen auszulegen. Der Wahlleiter macht Zeit und Ort.der Auslegung
bekannt und weist dabei auf die Méglichkeit, gegen das Wahlerverzeichnis Einspruch zu
erheben, hin. Auf Verlangen des Wahlberechtigten ist inndem Wahlerverzeichnis wéhrend
der Auslegungsfrist das Geburtsjahr unkenntlich zu machen.

(3) Ein Kammerangehdoriger, der das Wahlerverzeichnissfur unrichtig oder unvollstandig
halt, kann innerhalb der Auslegungsfrist Einspruch einlegen. Der Einspruch ist bei der
Kammer schriftlich einzulegen und ist zu begriinden.

(4) Uber den Einspruch entscheidet der WahlausschuR. Soll dem Einspruch gegen die
Eintragung eines anderen stattgegeben werden, ist diesem vorher Gelegenheit zur
AuBerung zu geben. Der Wahllgiter hat die Entscheidung dem Antragsteller spatestens am
13. Tage vor dem Wabhltag bekanntzugeben.

(5) Das Wahlerverzeichnis darf.nach Beginn der Auslegungszeit bis zu seinem Abschluf3
(Absatz 6) nur aufgrund eines Widerspruchs, aufgrund amtlich festgestellter Mangel oder
durch Nachtrage neuer Kammerangehoriger geandert werden. Alle Anderungen sind von
einem hierzu Beauftragten der Kammer in der Spalte "Bemerkungen” zu erlautern und zu
unterschreiben.

(6) Der Wabhlleiter schliel3t das Wéahlerverzeichnis am zwolften Tage vor dem Wahltage mit
der Feststellung der Zahl der Eintragungen ab.

(7) Ein wahlberechtigter Kammerangehoriger, dessen Recht auf Teilnahme an der Wahl
erst nach Ablauf der Frist nach Absatz 3 entstanden ist und der nicht in das nach Absatz 6
abgeschlossene Wahlerverzeichnis eingetragen ist, wird in einen Nachtrag zum
Wabhlerverzeichnis aufgenommen.
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.
Wahlvorschlage und Stimmzettel

§11
Einreichung von Wahlvorschlagen

(1) Der Wabhlleiter fordert spatestens zwei Monate vor dem Wahltag durch
Bekanntmachung zur mdglichst friihzeitigen Einreichung von Wahlvorschlagen auf und
weist dabei auf die Voraussetzungen fur die Einreichung hin. Er gibt bekannt

1. wo und bis zu welchem Zeitpunkt die Wahlvorschlage eingereicht werden muissen,

2. die Bestimmungen Uber Inhalt und Form der Wahlvorschlage,

3. die Zahl der beizubringenden Unterschriften sowie die mit demWahlvorschlag
vorzulegenden Erklarungen.

(2) Die Wahlvorschlage sind dem Wabhlleiter spatestens am 28. Tage vor dem Wahltag bis
12.00 Uhr einzureichen.

§12
Inhalt und Form der Wahlvorschldage

(1) Die Wahlvorschlage konnen als Einzelwahlyorschlag oder in Form von Listen
eingereicht werden, in denen die Bewerber in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres
Familiennamens, Vornamens, Geburtsjahres und ihrer Anschrift sowie der neben der
Berufsbezeichnung geflhrten/weiteren-Bezeichnung nach § 28 des Heilberufsgesetzes

aufgestellt sein mussen. Ein Listenwahlvorschlag mul3 eine Kurzbezeichnung (Kennwort)
enthalten, die bis zu drei Worter.umfassen darf. Die Kurzbezeichnung darf nicht den
Namen einer Partei im Sinne von Artikel 21 des Grundgesetzes oder deren
Kurzbezeichnung enthalten.

(2) Jeder Bewerber kann nur in einem Wabhlvorschlag benannt werden. In einem
Wahlvorschlag kann nur aufgenommen werden, wer im Wahlbereich, fir den der
Wahlvorschlag eingereicht wird, zur Delegiertenversammlung wahlberechtigt ist und seine
Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat. Die Zustimmung ist unwiderruflich; sie ist dem
Wahlvorschlag beizuftigen.

(3) Der Wahlvorschlag muf3 von 1 vom Hundert, mindestens aber von funf
wahlberechtigten Kammerangehoérigen des Wahlbereichs persénlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Die Unterschrift ist auf dem Wahlvorschlag selbst zu leisten. Ein
Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere
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Wahlvorschlage unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlagen
ungultig.

(4) Von den Unterzeichnern gilt der erste als Vertrauensperson fur den Wahlvorschlag, der
zweite als deren Stellvertreter. Die Vertrauensperson ist zur Abgabe von Erklarungen
gegenuber dem Wahlleiter und dem Wahlausschul3 erméachtigt.

(5) Vordrucke fur die Einreichung von Wahlvorschlagen werden auf Anforderung vom
Wahlleiter kostenlos geliefert.

§13
Beseitigung von Mangein

(1) Der Wabhlleiter prift nach Eingang eines Wahlvorschlages unverzuglich, ob er
vollstandig ist und den Anforderungen der Wahlordnung entspricht. Stellt er Mangel fest,
teilt er diese der Vertrauensperson mit und fordert sie auf; behebbare Mangel bis zur
Entscheidung Uber die Zulassung zu beseitigen. Nach der Entscheidung Uber die
Zulassung ist eine Mangelbeseitigung nicht mehr.moglich.

(2) Ein Bewerber, der in mehreren Vorschlagen benannt ist und seinen Benennungen
schriftlich zugestimmt hat, kann nur auf dem Wahlverschlag zugelassen werden, fur den er
sich binnen einer vom Wahlleiter festgesetzten Frist schriftlich entscheidet.

(3) Ein gultiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn

1. die Form und Frist nach § 11 AbS. 2 nicht gewahrt ist,

2. die nach § 12 Abs. 3 erforderlichen gultigen Unterschriften fehlen,

3. die Zustimmungserklarungen der Bewerber fehlen.

8§14
Zulassung der Wahlvorschldage

(1) Der Wahlausschul3 entscheidet am 21. Tage vor dem Wabhltag tUber die Zulassung der
Wahlvorschlage.

(2) Der Wahlausschuf3 stellt fur jeden Wahlbereich die zugelassenen Wahlvorschlage mit
denin § 12 Abs. 1 genannten Angaben fest und gibt ihnen eine fortlaufende Nummer. Die
Nummernfolge richtet sich nach der alphabetischen Reihenfolge der Familiennamen der
Bewerber von Einzelwahlvorschlagen und den Anfangsbuchstaben der Kurzbezeichnung
von Listenwahlvorschlagen (§ 12 Abs. 1 Satz 2).
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(3) Die Entscheidung des Wahlausschusses uber die Nichtzulassung eines
Wabhlvorschlages oder einzelner Bewerber gibt der Wahlleiter der Vertrauensperson des
Wahlvorschlages unter kurzer Angabe der Grinde bekannt.

8§15
Bekanntmachung der Wahlvorschlage

Der Wahlleiter macht die zugelassenen Wahlvorschlage mit den geman § 14 Abs. 2
festgestellten Angaben und in der dort genannten Reihenfolge spatestens am 10. Tage vor
dem Wahltage bekannt.

§ 16
Stimmazettel

(1) Der Wahlleiter beschafft flr jeden Wahlbereich Stimmzettel von.gleicher Beschaffenheit
und Farbe.

(2) Der Stimmzettel enthalt in der Reihenfolge und unter der Nummer ihrer
Bekanntmachung (8 15) die fur den Wahlbereichizugelassenen Wahlvorschlage mit den
gemal § 14 Abs. 2 festgestellten Angaben der Einzelbewerber und fur die ersten funf
Bewerber der Listenwahlvorschlage. Jeder Wahlvorschlag erhélt ein abgegrenztes Feld
gleicher GroRe und auf der rechten Seite jeweils einen Kreis fir die Kennzeichnung der
Stimmabgabe.

(3) Liegt in einem Wahlbereich nur ein'gtltiger Wahlvorschlag vor (§ 4 Abs. 2), enthalt der
Stimmzettel alle Bewerber dieses. Wahlvorschlages in alphabetischer Reihenfolge. Absatz
2 Satz 2 gilt entsprechend.

V.
Wahlhandlung

8§17
Zusendung der Wahlunterlagen

Der Wahlleiter Ubersendet spatestens am 10. Tag vor dem Wahltag jedem im
Wabhlerverzeichnis geflihrten Wahlberechtigten

1. einen Stimmzettel,

2. einen verschlieBbaren Wahlumschlag fur den Stimmzettel mit dem Aufdruck
~Stimmzettel”,
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einen freigemachten verschlieBbaren Wahlbriefumschlag mit der Anschrift des
Wahlleiters und der Nummer, unter der der Wahlberechtigte im Wahlerverzeichnis
eingetragen ist.

Wahlberechtigten, die in den Nachtrag zum Wéhlerverzeichnis aufgenommen sind (8 10
Abs. 7), sind unverziglich die Unterlagen nach Satz 1 zu Ubersenden.

§18
Wahlbekanntmachung

Der Wahlleiter macht spatestens am 10. Tage vor dem Wahltag bekannt

1. welcher Personenkreis wahlberechtigt ist,

2. in welcher Weise das Wahlrecht ausgetibt werden kann,

3. bis zu welchem Zeitpunkt der Wahlbrief beim Wahlleiter eingegangen sein muf3,

4. die Stellen, bei denen die Wahlvorschlage zur Einsicht ausliegen.

§19
Stimmabgabe

Der Wahler kennzeichnet personlich den Stimmzettel, legt ihn in den Wahlumschlag,
verschlief3t diesen und Ubersendet ihn in‘dem freigemachten Wahlbriefumschlag, der
gleichfalls zu verschlie3en ist,'dem Wahlleiter so rechtzeitig, daf? der Wahlbrief spatestens
am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht.

§20
Verwahrung der Wahlbriefe

(1) Der Wahlleiter sammeltdie eingegangenen Wahlbriefe ungetffnet, halt sie unter
Verschluf3 und Ubergibt sie nach Beendigung der Wahlzeit (§ 7) dem Wahlausschul3.

(2) Verspatet eingegangene Wahlbriefe werden vom Wabhlleiter angenommen, mit einem
Vermerk Uber Tag und Uhrzeit des Eingangs versehen und ungeoffnet verpackt. Das Paket
wird von ihm versiegelt und verwahrt, bis die Vernichtung der Wahlbriefe zugelassen ist. Er
hat sicherzustellen, dal3 das Paket Unbefugten nicht zugénglich ist.
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V.
Feststellung des Wahlergebnisses

§21
Zahlung der Stimmen

(1) Nach Beendigung der Wabhlzeit (§ 7) ermittelt der Wahlausschul} fiir jeden Wahlbereich

1. die Zahl der Wahler anhand der rechtzeitig eingegangenen Umschlage,
2. die Zahlen der giltigen und ungultigen Stimmen,

3. die Zahlen der fur die einzelnen Wahlvorschlage abgegebenen gultigen Stimmen
oder im Falle der Durchfiihrung der relativen Mehrheitswahl (§ 4 Abs. 2) die Zahlen
der fur die einzelnen Bewerber abgegebenen giltigen Stimmen.

Zu diesem Zweck 6ffnet der Wahlausschul3 die Wahlbriefumsehlage, vermerkt die
Stimmabgabe im Wahlerverzeichnis, legt die denAWahlbriefumschlagen entnommenen
Wahlumschlage in eine Wahlurne und 6ffnet diese, sobald allen Wahlbriefumschlagen die
Wahlumschlage entnommen sind.

(2) Bei der Z&hlung nach Absatz 1 bleiben Stimmzettel mit Stimmen, die ungiltig sind oder
deren Giiltigkeit zweifelhaft ist, zunachst unberiicksichtigt. Uber die Giiltigkeit der auf den
ausgesonderten Stimmzetteln abgegebenen Stimmen entscheidet der Wahlausschuf3. Der
Wabhlleiter vermerkt auf der Riickseite des Stimmzettels, ob er fur gultig oder fur ungdltig
erklart worden ist. Die Stimmzettel, tberdie der Wahlausschuld gemal3 Satz 2 entschieden
hat, sind der Wahlniederschrift beizuftigen.

§ 22
Ungiiltige Stimmen

(1) Eine Stimme ist ungultig, wenn

1. der Stimmzettel nicht'amtlich hergestellt worden ist,

2. der Wille des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennbar ist,

3. der Stimmzettel einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalt,
4. der Stimmzettel keine Kennzeichnung enthélt,

5. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefigt ist,
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6. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen ist,

7. kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist,

8. bei Durchfiihrung der relativen Mehrheitswahl (§ 4 Abs. 2) mehr Bewerber
gekennzeichnet sind, als nach § 3 fur diesen Wahlbereich zu wahlen sind.

(2) Die Stimmabgabe eines Wéhlers wird nicht dadurch ungiiltig, daf3 er vor dem Wahltage
stirbt, aus der Kammer ausscheidet oder das Wahlrecht verliert.

§23
Wabhlergebnis

(1) Der Wahlausschul3 stellt fest, wieviele Sitze auf die einzelnen'Wabhlvorschlage entfallen
und welche Bewerber gewahlt sind.

(2) Die im Wahlbereich zu vergebenden Sitze werdendm Verhaltnis der auf jeden
einzelnen Wahlvorschlag entfallenen gultigen Stimmen zur Gesamtstimmenzahl zugeteilt.
Dabei erhalt jeder Wahlvorschlag zunachst so.viele Sitzepwie sich fur ihn ganze Zahlen
ergeben. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der Reihenfolge der
hdchsten Zahlenbruchteile, die sich aus der Berechnung nach Satz 1 ergeben, auf die
Wahlvorschlage zu verteilen. Bei gleichensZahlenbruchteilen entscheidet das vom
Wabhlleiter zu ziehende Los.

(3) Ein Einzelwahlvorschlag kann.nur einen/Sitz erhalten. Weitere sich aus der
Stimmenzahl des Einzelwahlvorschlages ergebende rechnerische Sitzanspriche bleiben
bei der Sitzverteilung nach Absatz 2 unbertcksichtigt. In diesem Falle findet eine neue
Berechnung nach Absatz 2 unter.den verbleibenden Wahlvorschlagen statt.

(4) Ergibt die Berechnung nachiden Absatzen 1 und 2 mehr Sitze fur einen
Listenwahlvorschlag, als Bewerber auf ihm vorhanden sind, so bleiben die tibrigen Sitze
bis zum Ablauf der Wahlperiode unbesetzt.

(5) Die auf einen Listenwahlvorschlag entfallenden Sitze werden mit den Bewerbern des
Wahlvorschlags in der Reihenfolge ihrer Benennung besetzt.

(6) Bei Durchfiihrung der relativen Mehrheitswahl (§ 4 Abs. 2) sind diejenigen Bewerber
gewabhlt, die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das
vom Wahlleiter zu ziehende Los. Die nicht zu Mitgliedern der Delegiertenversammlung
gewahlten Bewerber sind Ersatzmitglieder in der Reihenfolge der auf sie entfallenen
Stimmen.
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(7) Der Wabhlleiter gibt das Ergebnis der Wahl unverziiglich offentlich bekannt,
benachrichtigt die gewéhlten Bewerber und fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich
zu erklaren, ob sie die Wahl annehmen.

§24
Offentlichkeit der Wahlergebnismitteilung

Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses darf jeder Kammerangehdrige anwesend sein.

VL.
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft in der
Delegiertenversammiung

8§25
Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Ein gewahlter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft in der Delegiertenversammliung mit
Eingang der Annahmeerklarung beim Wabhlleiter, jedoch,nicht var Ablauf der Wahlperiode
der letzten Delegiertenversammlung. Gibt der Gewabhlte bis zum Ablauf der gesetzten Frist
(8 23 Abs. 7) keine Erklarung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen.
Eine Erklarung unter Vorbehalt gilt als Ablehnang. Annahme- und Ablehnungserklarung
kdnnen nicht widerrufen werden.

(2) Lehnt ein Gewabhlter die Annahme seiner Wahl ab oder scheidet ein Delegierter aus, so
tritt an seine Stelle der nachstfolgende Bewerber desselben Wahlvorschlages, bei
Durchfiihrung der relativen Mehrheitswahl (8.4 Abs. 2) das Ersatzmitglied mit der héchsten
Stimmenzahl. Erfolgte die Wahldiber einen‘Einzelwahlvorschlag oder ist der
Wahlvorschlag erschopft, so bleibt der Sitz unbesetzt. Absatz 1 und § 23 Abs. 7 finden
Anwendung.

§ 26
Verlust der Mitgliedschaft

(1) Ein Mitglied der Delegiertenversammlung verliert seinen Sitz bei

1. Ungiltigkeit des Erwerbs der Mitgliedschatft,
2. \Verzicht,
3. Wegfall einer Voraussetzung seiner jederzeitigen Wahlbarkeit.

Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er dem Vorstand schriftlich erklart wird; er kann nicht
widerrufen werden.

(2) Uber den Verlust der Mitgliedschaft wird entschieden
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1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 im Wahlprifungsverfahren
2. in allen anderen Féllen durch den Vorstand der Kammer.

Das Mitglied scheidet aus der Delegiertenversammlung mit der Rechtskraft der
Entscheidung im Wahlprtfungsverfahren, sonst mit der Feststellung des Vorstandes der
Kammer aus.

VII.
Wabhlpriifung, Wiederholungswabhl

§27

(1) Uber die Giiltigkeit der Wahl oder von Teilen der Wahl, tiber den Verlust der
Mitgliedschaft nach § 26 Abs. 1 Nr. 1 sowie Uber die RechtméaRigkeit'der Feststellungen
des Wabhlleiters nach § 25 Abs. 2 und des Vorstandes der Kammer nach § 26 Abs. 2 Nr. 2
entscheidet die Delegiertenversammlung.

(2) Die Prufung erfolgt nur auf Einspruch. Den Einspruch kann jeder wahlberechtigte
Kammerangehorige einlegen. Gegen die Feststellungen nach § 25 Abs. 2 und § 26 Abs. 2
Nr. 2 kann nur der Betroffene Einspruch einlegen.

(3) Der Einspruch ist binnen eines Monats:nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses
beim Wahlleiter schriftlich einzureichen..lm Falle des Absatzes 2 Satz 2 ist der Einspruch
beim Vorstand der Kammer einzureichen; dieé Frist beginnt mit der Bekanntgabe der
Feststellung.

(4) Wahlleiter und Vorstand der Kammer haben einen Einspruch mit inrer AuRerung der
Delegiertenversammlung unverziglich vorzulegen. Die Delegiertenversammlung
entscheidet unverzuglich dber den Einspruch und insoweit Uber die Gultigkeit der Wabhl.

(5) Die Entscheidung der.Delegiertenversammlung ist demjenigen, der Einspruch erhoben
hat, und dem Mitglied der.Delegiertenversammlung, soweit hierdurch seine Mitgliedschaft
beruhrt wird, mit Begrindung und Rechtsbehelfsbelehrung bekanntzugeben.

§28
Wiederholungswabhl

(1) Wird im Wahlprufungsverfahren die Wahl ganz oder teilweise fur ungultig erklart, so ist
sie nach Mal3gabe der Entscheidung zu wiederholen.

(2) Die Wiederholungswahl muf spatestens drei Monate nach Rechtskraft der
Entscheidung stattfinden, durch die die Wahl fir ungdltig erklart worden ist. Ist die Wahl
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nur teilweise fur ungultig erklart worden, so unterbleibt die Wiederholungswahl, wenn
innerhalb von sechs Monaten eine neue Delegiertenversammlung zu wahlen ist.

VIIL.
Neuwahl auf Antrag

§29
Antrag und Anordnung

(1) Das Verlangen auf Anordnung der Neuwahl der Delegiertenversammlung (8 15 des
Heilberufsgesetzes) ist bei der Aufsichtsbehdrde schriftlich zu beantragen. Der Antrag muf3
von mindestens zwei Dritteln der Zahl der im Zeitpunkt der letzten Wahl wahlberechtigten
Kammerangehdrigen personlich und handschriftlich unterschrieben sein.

(2) Ist der Antrag zulassig, bestimmt die Aufsichtsbehdrde im‘Benehmen mit dem Vorstand
der Kammer binnen zwei Wochen nach Eingang des Antrags den Wahltag. Die Wahl muf3
spatestens drei Monate nach Eingang des Antrags stattfinden.

IX.
SchluBbestimmungen

§ 30
Vernichtung von Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen kénnen 60 Tage vor der Wahl der neuen Delegiertenversammliung
vernichtet werden. Der Wahlleiter kann'zulassen, daf3 die Unterlagen schon friher
vernichtet werden, soweit sie nicht fur ein schwebendes Wabhlprtfungsverfahren von
Bedeutung sein kénnen.

§31
Bekanntmachungen

Offentliche Bekanntmachungen'nach dieser Wahlordnung sind in den in den
Stadtgemeinden Bremen.und Bremerhaven erscheinenden Tageszeitungen, die tbrigen
Bekanntmachungen sind im Bremer Arzteblatt zu veroffentlichen. Anstelle der
Bekanntmachung im Bremer Arzteblatt kann die Bekanntmachung auch durch
Rundschreiben an alle Wahlberechtigten erfolgen.

§32
Kosten

Die Kosten der Wahl tragt die betroffene Kammer.
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§33
Inkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Wahlordnung fiir die Wahl zu den Delegiertenversammlungen der Arzte- und
Zahnarztekammer Bremen vom 16. September 1963 (Brem.GBI. S. 158 2122-b-3),
geéandert durch Verordnung vom 27. Oktober 1983 (Brem.GBI. S. 522), aul3er Kraft.

Bremen, den 2. Juni 1987

Der Senator flr Gesundheit und Sport

Seite 14 von 14



	Wahlordnung für die Wahl zu den Delegiertenversammlungen der Ärzte- und Zahnärztekammer Bremen
	I.Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Wahlperiode, Wahlzeit
	§ 2 Zahl der Delegierten
	§ 3 Wahlbereiche
	§ 4 Wahlsystem
	§ 5 Ausübung des Wahlrechts
	§ 6 Wählbarkeit
	§ 7 Wahlzeit
	§ 8 Wahlorgane
	§ 9 Bekanntgabe der Wahl

	II.Wählerverzeichnis
	§ 10 Wählerverzeichnis

	III.Wahlvorschläge und Stimmzettel 
	§ 11 Einreichung von Wahlvorschlägen
	§ 12 Inhalt und Form der Wahlvorschläge
	§ 13 Beseitigung von Mängeln
	§ 14 Zulassung der Wahlvorschläge
	§ 15 Bekanntmachung der Wahlvorschläge
	§ 16 Stimmzettel

	IV.Wahlhandlung
	§ 17 Zusendung der Wahlunterlagen
	§ 18 Wahlbekanntmachung
	§ 19 Stimmabgabe
	§ 20 Verwahrung der Wahlbriefe

	V.Feststellung des Wahlergebnisses 
	§ 21 Zählung der Stimmen
	§ 22 Ungültige Stimmen
	§ 23 Wahlergebnis
	§ 24 Öffentlichkeit der Wahlergebnismitteilung

	VI.Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft in der Delegiertenversammlung
	§ 25 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 26 Verlust der Mitgliedschaft

	VII.Wahlprüfung, Wiederholungswahl 
	§ 27
	§ 28 Wiederholungswahl

	VIII.Neuwahl auf Antrag
	§ 29 Antrag und Anordnung

	IX.Schlußbestimmungen
	§ 30 Vernichtung von Wahlunterlagen
	§ 31 Bekanntmachungen
	§ 32 Kosten
	§ 33 Inkrafttreten



